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gang zur UBS-Rettung erste Massnah-
men ergriffen. Damals verabschiedete
das Parlament das «Bundesgesetz über
die Wahrung von Demokratie, Rechts-
staatundHandlungsfähigkeit inausser-
ordentlichen Lagen».

Darin ist unter anderem festgehal-
ten, dass der Bundesrat innert sechs
Monaten nach Einsatz des Notrechts
eine gesetzliche Grundlage erarbeiten
und diese dem Parlament unterbreiten
muss. Ansonsten verfällt die Verord-
nung nach einem halben Jahr.

Solche Gesetzesanpassungen sind
der übliche Reflex des Parlaments,
wenn der Bundesrat zu Notrecht greift.
Zuletzt beschlossen National- und Stän-
derat, dass der Bundesrat künftig die zu-
ständigen Kommissionen konsultieren
muss, bevor er notrechtliche Verord-
nungen gestützt auf Artikel 185 erlässt.

Wenn diese Entwürfe vertrauliche
oder geheime Informationen enthal-
ten, so sollen statt den Kommissionen
die Finanz- und die Geschäftsprüfungs-
delegation informiert werden. Es war
die Reaktion auf die Covid-Verordnun-
gen, die Schlussabstimmung dazu fand
vor einer Woche statt. Was das Parla-
ment nicht wusste: Zu diesem Zeit-

punkt besprach der Bundesrat bereits
die nächste Notverordnung.

Jetzt sind sich die Parteien uneins,
ob es weitere Verschärfungen braucht.
Die SVP steht dem Notrecht spätestens
seit der Covidpandemie skeptisch
gegenüber. In den letzten Jahren sei es
zu einer «exzessiven Anwendung die-
ser Ausnahmebestimmung» gekom-
men, sagt Fraktionschef Thomas
Aeschi. Die SVP erwarte deshalb, dass
der Bundesrat künftig den regulären
Gesetzgebungsprozess wieder stärker
respektiere.

Auch FDP-Präsident Thierry Bur-
kart ist der Meinung, dass der Bundes-
rat das Instrument der notrechtlichen
Verordnungen während Corona «si-
cher überreizt hat». Dennoch warnt er
davor, das Instrument des Notrechts
nun zu stark einzuschränken: «Ich habe
nichts gegen eine Konkretisierung des
Notrechts, aber wir müssen aufpassen,
dass wir den Spielraum des Bundesrats
nicht zu stark einschränken.» Der Fall
CS habe gezeigt, wie wichtig es sei, dass
die Regierung im Notfall flexibel
reagieren könne, so Burkart.

Genau umgekehrt dazu positioniert
sich die SP. «Corona ist sicher ein gutes

Beispiel dafür, dass es das Notrecht
braucht», sagt Co-Präsidentin Mattea
Meyer. Im Fall der CS bedürfe es hin-
gegen einer parlamentarischen Unter-
suchung, ob der Bundesrat nicht viel
früher hätte eingreifen müssen.

«Wir leben ineinerZeit
derPolykrise»
Mitte-Präsident Gerhard Pfister zeigt
sich staatstragend: «Krisen lassen sich
nicht verhindern. In diesen Situationen
braucht es Entscheidungen unter Zeit-
druck, und die Handlungsabläufe müs-
sen funktionieren.» Die Häufung der
Notrechtsanwendung sei Ausdruck da-
für, dass wir in «einer Zeit der Polykri-
se» lebten, so Pfister.

«Mit der Pandemie, dem Ukraine-
Krieg, der Energiekrise und zuletzt der
CS-Rettung überschlugen sich die Er-
eignisse in den letzten Jahren regel-
recht.» So warnt der Mitte-Präsident
denn auch vor Schnellschüssen: «Bevor
man die Verfassung ändert, sollte man
zuerst nachdenken, warum und wie.
Das braucht Zeit, die man sich unbe-
dingt nehmen muss.»

Derweil stellt auch Grünen-Präsi-
dent Balthasar Glättli fest, dass sich seit
der Coronakrise «eine gewisse Leich-
tigkeit in der Anrufung von Notrecht
eingeschlichen» habe. Und GLP-Präsi-
dent Jürg Grossen sagt: «Der Bundes-
rat greift insofern ‹zu oft› zu Notverord-
nungen, als er die vorausschauende
Planung vernachlässigt und dann per
Notverordnungen Feuerwehrübungen
machen muss.» Damit umgehe der
Bundesrat immer auch das Parlament.

DieVerlockung
derMacht
Bald scheitern dürfte zudem eine Stan-
desinitiative aus dem Kanton Zürich
zu diesem Thema: Die Notrechtsini-
tiative will erreichen, dass Notverord-
nungen vor Bundesgericht anfechtbar
werden. Rund drei Wochen vor Ende
der Sammelfrist stehen die Initianten
allerdings erst bei der Hälfte der nöti-
gen Unterschriften. «Es braucht einen
gewaltigen Schlussspurt, um das Ziel
bis Ostern zu erreichen», sagt Artur
Terekhov vom Initiativkomitee, auch
wenn er anfügt: «In den vergangenen
Tagen war das Interesse an unserer
Initiative enorm.»

Ein Blick in die Geschichte zeigt:
Eine Regierung gewöhnt sich schnell
an mehr Macht. Ihr diese abzuringen,
ist hingegen schwierig. Im Zuge von
Weltkriegen und Wirtschaftskrisen
waltete der Bundesrat im vergangenen
Jahrhundert über weite Strecken im
Vollmachtregime. Es brauchte viele An-
läufe, bis sich der Bundesrat davon wie-
der löste. Nicht zuletzt bei zwei Ban-
kenrettungen 1933 war ihm das Not-
recht schon damals zupass gekommen.

Amtlich bewilligte Blackbox
Das Notrecht zur Zwangsfusion der Credit Suisse und der UBS
verhindert den Zugang zu wichtigen Akten.

PascalMichel

Wer durchregiert, kann sich rasch
daran gewöhnen. Keine lästigen Kon-
sultationen, Vernehmlassungen oder
runden Tische, stattdessen wird ver-
ordnet, was sonst in der trägen helve-
tischen Konsensdemokratie jahre-
lang reifen muss. Daran hat der Bun-
desrat offenbar Gefallen gefunden. Er
greift zunehmend auf Notrecht zu-
rück, zuletzt beim Rettungsschirm für
die Strombranche oder in der Covid-
Krise. Bei der Zwangsheirat von UBS
und Credit Suisse hat die Regierung
die Anwendung des Notrechts noch
verfeinert. Während in der Pandemie
Interessierte mithilfe des Öffentlich-
keitsgesetzes den Bundesrat kritisch
begleiten und beispielsweise Verträ-
ge mit Impfstofflieferanten verlangen
konnten, ist dies bei der Fusion des
Jahrhunderts nicht mehr vorgesehen.

In aller Stille hat der Bundesrat in
der entsprechenden Verordnung das
Öffentlichkeitsgesetz ausgehebelt.
Dort heisst es in Artikel 6: «Das EFD,
die Finma und die Nationalbank tau-
schen nicht öffentliche Informatio-
nen aus (…). Der Zugang nach Öffent-
lichkeitsgesetz zu diesen Informatio-
nen und Daten ist ausgeschlossen.»

Bundesrat entscheidet,
wasöffentlichwird
Die Begründung liefert der Bundes-
rat in der Erläuterung zur Notrechts-
verordnung. Angesichts der «ausge-
wiesenen Sensitivität dieser Daten
und Informationen und um eine kla-
re Rechtslage zu schaffen», beschrän-
ke die Verordnung den Anwendungs-
bereich des Öffentlichkeitsgesetzes.
Banken und Bund sahen ansonsten
die Umsetzung der Verordnung – also
die Verschmelzung von CS und UBS
– in Gefahr.

Ganz wohl scheint es dem Bun-
desrat mit der restriktiven Auslegung
nicht zu sein. Denn er anerkennt,
«dass Transparenz bezüglich des
staatlichen Handelns wichtig und not-
wendig ist. Diese ist mit dem vorlie-
genden Artikel nicht ausgeschlossen,
sondern kann anderweitig hergestellt
werden.» Dies, indem Bundesrat und
Verwaltung selbst «wichtige Erkennt-
nisse, Eckwerte und Rahmenbedin-
gungen in geeigneter Form» offenle-
gen. Was das in der Praxis bedeutet,
erklärt das Finanzdepartement auf
Anfrage: Es verweist auf die Medien-
konferenz am Sonntag und auf ein

Dokument mit den wichtigsten Fra-
gen und Antworten. Man bemühe
sich, die Öffentlichkeit zu informie-
ren. Im Klartext: Der Bund kann in
Eigenregie entscheiden, was und wie
er zum Ablauf der überstürzten
Zwangsfusion kommunizieren will.

«Befeuert Indiskretionen
undSpekulationen»
«Dass mit Notrecht der Zugang zu öf-
fentlichen Dokumenten ausgehebelt
wird, ist bedenklich», sagt Martin
Stoll, Geschäftsführer des Vereins Öf-
fentlichkeitsgesetz.ch. Es sei legitim,
dass Geschäftsgeheimnisse geschützt
würden. Darauf nehme das Öffent-
lichkeitsgesetz aber ausreichend
Rücksicht. Einfach pauschal die Her-
ausgabe jeglicher Dokumente zum
CS-Komplex mit Notrecht zu verwei-
gern, sei staatspolitisch nicht haltbar.
«Gerade wegen der Tragweite des
Entscheids ist grösstmögliche Trans-
parenz wichtig», sagt Stoll. Mit dieser
Wegsperrklausel tue der Bundesrat
das Gegenteil: «Er befeuert Indiskre-
tionen und Spekulationen, statt Zu-
gang zu den Fakten zu schaffen.»

Kürzlich zeichnete die «Financial
Times» das CS-Drama anhand inter-
ner Quellen minutiös nach. Während
der Bund mauert, sorgten Insider mit
gezielten Lecks dafür, ihre Verhand-
lungsposition zu verbessern. Die Öf-
fentlichkeit bleibt auf der Strecke: We-
gen der Klausel im Notrecht lassen
sich diese Vorgänge nicht mit offiziel-
len Dokumenten beleuchten. Auf ein
entsprechendes Zugangsgesuch dieser
Zeitung verwies das Finanzdepar-
tement auf die Ausnahmeregelung.

Der Eidgenössische Datenschutz-
beauftragte Adrian Lobsiger war bei
der Erarbeitung der Verordnung nicht
involviert. Er hat sich in der Vergan-
genheit aber bereits kritisch zu sol-
chen Spezialbestimmungen geäus-
sert. «Dieses Vorgehen führt zu einer
Schwächung des Öffentlichkeitsprin-
zips und der mit dem Öffentlichkeits-
gesetz bezweckten Verwaltungstrans-
parenz», sagt seine Sprecherin. Die
Heimlichtuerei der Regierung könnte
Thema in der CS-Sondersession im
April werden. SP-Nationalrätin Edith
Graf-Litscher kritisiert den Bundes-
rat: «Der Untergang der CS mit sei-
nen massiven volkswirtschaftlichen
Auswirkungen ist von öffentlichem
Interesse. Die Öffentlichkeit hat ein
Anrecht auf Transparenz in der Auf-
arbeitung.»
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Die Landesregierung erlässt diverse Verordnungen
über Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus.
Dazu zählen unter anderem das Veranstaltungsverbot
und die Liquiditätshilfen für KMU.

Wenige Tage nach Ausbruch des Ukraine-Kriegs
beschliesst der Bundesrat gestützt auf das Notrecht
Handelsbeschränkungen für Rüstungsgüter, die in
Russland oder der Ukraine eingesetzt werden sollen.

Wegen der Krise im europäischen Strommarkt eilt
der Bundesrat der Axpo mit einem Notkredit zu Hilfe.
Er aktiviert dazu einen Rettungsschirm im Umfang
von vier Milliarden Franken.

Der Bundesrat räumt der Schweizerischen National-
bank (SNB) die Möglichkeit ein, der Credit Suisse
zusätzliche Liquidität zur Verfügung zu stellen, und
schafft für diese Gelder ein Konkursprivileg.

Nebst der Ausfallgarantie für die SNB entzieht der
Bundesrat den Aktionären von CS und UBS deren
Mitspracherecht. Er legt fest, dass zur Übernahme
kein Aktionärsentscheid erforderlich ist.

19. März 202314. November 2007 15. Oktober 2008 8. Oktober 2014 30. November 2018 Frühling 2020 4. März 2022 5. September 2022 16. März 2023

Grafik: stb

Bereits im Herbst
plante der Bundesrat,
die Credit Suissemit
Notrecht zu retten.
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